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Drucksache 2428 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Förderung eines stetigen Wachstums der Gesamtwirtschaft 


Im Hinblick darauf, daß es Aufgabe von 
Parlament und Regierung ist, durch eine vor- 
ausschauende, in allen ihren Maßnahmen 
koordinierte Wirtschaftspolitik dahin zu wir- 
ken, daß bei freier Konsumwahl und echtem 
Leistungswettbewerb 

ein stetiges Wachstum des Sozialproduktes 
erreicht wird, 

konjunkturelle Störungen des Wirtschafts- 
ablaufes möglichst vermieden werden, 

ein Höchstmaß von Beschäftigung in allen 
Wirtschaftsbereichen und Gebieten der 
Bundesrepublik gesichert wird, 

die Kaufkraft des Geldes und die Außen- 
währung stabil gehalten werden, 

hat der Bundestag das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die Bundesregierung erstellt minde- 
stens alljährlich für das abgclaufene Wirt- 
schaftsjahr eine volkswirtschaftliche Gesamt- 
rechnung, die sich in ihren Formen und 
Methoden internationalem Standard anglei- 
chen soll. 

(2) Die Gesamtrechnung ist durch einen 
Bericht zu erläutern, der insbesondere Miß- 
verhältnisse in der Wirtschaftsentwicklung 
offenlegen, die Auswirkungen der Wirt- 
schaftspolitik und sonstiger wichtiger Ereig- 
nisse behandeln und die von der Bundesregie- 
rung auf Grund der Gesamtrechnung für 
notwendig gehaltenen Maßnahmen darlegen 
soll. 
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§ 2 

(1) Die Bundesregierung stellt alljährlich 
eine Vorausberechnung der möglichen ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung auf (Natio- 
nalbudget). Das Nationalbudget kann Alter- 
nativberechnungen unter Zugrundelegung 
möglicher wirtschaftlicher Entwicklungen 
oder verschiedenartiger wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen enthalten. Es soll die Bedeutung 
gesamtwirtschaftlich wichtiger Vorhaben der 
Bundesregierung zahlenmäßig erkennen las- 
sen. 

(2) Das Nationalbudget enthält Angaben 
über volkswirtschaftliche Gesamtgrößen 
(z. B. Produktion, Volkseinkommen, Kon- 
sum, Investition und Ersparnis, Ein- und 
Ausfuhr), nicht aber über Einzelunterneh- 
men. Es bildet die Grundlage für die wirt- 
schaftspolitischen Maßnahmen der Bundes- 
regierung. Es enthält keinen für die Wirt- 
schaft und ihre Unternehmungen verbind- 
lichen Plan. 

(3) Das Nationalbudget ist durch einen 
Bericht zu erläutern, der insbesondere auch 
etwaige Alternativberechnungen erklärt und 
die wirtschaftspolitischen Absichten der Bun- 
desregierung darstellt und begründet. 

(4) Abweichungen der tatsächlichen Ent- 
wicklung vom Nationalbudget sind in den 
Berichten zur volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung des betreffenden Jahres darzulegen 
und zu begründen. 



§ 3 

(1) Die Bundesregierung erstellt die volks- 
wirtschaftliche Gesamtrechnung und das 
Nationalbudget in Zusammenarbeit mit der 
Bank deutscher Länder. Aus den Berichten 
zur Gesamtrechnung und zum National- 
budget muß die Stellungnahme der Bank 
deutscher Länder ersichtlich sein. Auf Ver- 
langen der Bank deutscher Länder ist ihre 
Stellungnahme den Berichten als Anlage bei- 
zufügen. 

(2) Die besonderen Rechte der Bank deut- 
scher Länder aus der Notenbankgesetzgebung 
bleiben durch dieses Gesetz unberührt. 

§ 4 

Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung und 
Nationalbudget sind mit den dazu gehörigen 
Berichten dem Bundestag und dem Bundesrat 
spätestens bis zum 15. Februar eines jeden 
Jahres als „Jährlicher Wirtschaftsbericht der 
Bundesregierung“ zur Erörterung und Stel- 
lungnahme vorzulegen. 

§ 5 

(1) Zur laufenden Erörterung grundsätz- 
licher wirtschaftspolitischer Probleme, ins- 
besondere der konjunkturellen Entwicklung, 
wird ein volkswirtschaftlicher Beirat geschaf- 
fen. Er ist an Weisungen nicht gebunden. In 
der Gestaltung seiner Arbeit ist er frei. 

(2) Die Bundesregierung kann den Beirat 
zur gutachtlichen Stellungnahme in Fragen 
von grundsätzlicher volkswirtschaftlicher Be- 
deutung auffordern. Gesamtrechnung und 
Nationalbudget sind dem Beirat rechtzeitig 
vor der Vorlage des jährlichen Wirtschafts- 
berichtes an Bundesrat und Bundestag zur 
Erörterung und gutachtlichen Stellungnahme 
zuzuleiten. Die Gutachten einschließlich Min- 
derheitsgutachten des Beirates sind auf seinen 
Beschluß hin unverzüglich zu veröffentlichen. 
Außerdem sind sie dem „Jährlichen Wirt- 
schaftsbericht der Bundesregierung“ als An- 
lage beizufügen. 


§ 6 

(1) Der Beirat wird auf Vorschlag der Bun- 
desregierung durch den Bundespräsidenten 
auf 5 Jahre bestellt; er setzt sich aus höch- 
stens 9 unabhängigen Wissenschaftlern (ins- 
besondere Hochschullehrern und Mitgliedern 
wissenschaftlicher Forschungsinstitute) zu- 
sammen. Seine Mitglieder dürfen nicht Mit- 
glieder des Bundestages oder Bundesrates 
sein. Sie können jederzeit abberufen werden. 
Die Bestellung ist im Bundesanzeiger zu ver- 
öffentlichen. 

(2) Der Beirat wählt sich seinen Vorsitzen- 
den und dessen Stellvertreter selbst. Der Vor- 
sitzende beruft den Beirat nach Bedarf ein. 
Auf Wunsch der Bundesregierung ist der Bei- 
rat einzuberufen. An den Sitzungen des Bei- 
rates können Mitglieder der Bundesregierung 
teilnehmen. 

§ 7 

Zur Beratung der Gesamtrechnung und 
des Nationalbudgets und zur Vorbereitung 
der Stellungnahme zu dem „Jährlichen Wirt- 
schaftsbericht der Bundesregierung“ wird ein 
besonderer Ausschuß des Bundestages ge- 
bildet. 

§ 8 

Der „Jährliche Wirtschaftsbericht der 
Bundesregierung“ ist so zu veröffentlichen, 
daß er jedem Staatsbürger zugänglich ist und 
rechtzeitig vor den Stellungnahmen des Bun- 
destages und des Bundesrates in der Öffent- 
lichkeit erörtert werden kann. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 6. Juni 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



